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In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

lgegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7° Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung auf Grund von € 124 Abs° 2

des Sozialgerichtsgesetzes am So September 1957

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landeseozialge—

richte Berlin vom ll° Januar 1956 wird zurückge—

wiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

Die Gebühr für die Berufstätigkeit des Rechtsan—

walts F. . , Berlin—Halensee, vor dem Bundes—

sozialgericht wird auf ; e_„ DM festgesetzt°

Von Rechts wegen„
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Die 19é5 geborene, verheiratete Klägerin war nach ihren Anga—

ben dem Facharbeitsamt IV Berlin gegenüber vom 1° November

1945 bis zum 51„ Oktober 1951 bei der FirmwxXXüXXXXXXXXXX

XKXXXXXXXXXXAXX815 Buchhalterin und iontoristin beschäftigt°

Vom 10 November bis zum 14° November 1951 stand sie in keinem

Beschäftigungsverhältnis° Für die Zeit vom 150 November 1951

bis zum 150 Mai 1954 liegt eine Arbeitsbescheinigung der Fir—

ma Curt Kxxx in Berlin—Wilmersdorf vom 17° Mai 1954 über die

Beschäftigung der Klägerin als Buchhalterin und Kontoristin

.voro als Grund für are Lösung des Arbeitsverhältnisses ist

darin Arbeitsmangel bezeichnet° Die Klägerin ist nach den ei—

genen Angaben die Tochter des Arbeitgebers Curt KXXXX

Am 17° Mai 1954 meldete sie sich bei dem Facharbeitsamt IV in

'Berlin arbeitslos und stellte Antrag auf Arbeitslosenunter—

stützung (Alu)„ Das Arbeitsamt bewilligte ihr diese für die

Dauer von 52 Nochen„ ’ ’

Am 14„ Januar 1955 beantragte die Klägerin eine Verlängerung

der Bezugsdauer der Alu auf 52 Wochen und gab hierzu die Er—

klärung ab, daß sie "die Zeit vom 1„11„5l - l4ollo5l für den

Wohnungswechsel von Plauen/Vogtl. (Ostzone) nach Hest—Berlih

benötigte"° Zu ihrem Antrag legte sie ferner eine Arbeitsbe—

seheinigung der Firma FXXXXXXXX in Plauen/Vogtland vom 220

Januar 1955 vor, nach deren Inhalt die Klägerin vom 10 November

1945 bis zum 51° Oktober 1951 dort beschäftigt gewesen und die
Vertragsauflösung im beiderseitigen Einverständnis wegen Ehe—

schließung und Mohnortwechsels erfolgt Sei° V'

Der Antrag auf Heitergewährung der Alu wurde durch Verfügung

des Arbeitsamts vom 4° Februar 1955 mit der Begründung abge—

lehnt, daß “zwischen den beiden von der Klägerin ausgeübten

Tätigkeiten eine Unterbrechung von über 7 Tagen vorhanden und

dadurch eine Verlängerung gemäß % 99 Abs° 1 Satz 5 des Geset—
zes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

(AVAVG) nicht gegeben" sei° Die Klägerin legte hiergegen Wider-

spruch ein$ weil man nicht berücksichtigt habe, daß für ihren
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Wohnungswechsel aus der soWJetiechen Besatzungszone nach Nest—

Berlin eine Zuzugsgenehmigung erforderlich gewesen sei und daß

sie daher nach Beendigung der bisheri;en Täti5ieit em 51° Ont0—

ber 1951 unmöglich ihre neue Tätigkeit bereits am 1. November
1951 nahe antreten können° Da ihr die Zuzugsgenehmigung nach

ll Tagen erteilt werden sei, habe sie ihre Tätigkeit erst am
15° November 1951 in ■est—Berlin fortsetzen können„ Ihr diese

nicht verschuldete Unterbrechnung zum Nachteil anzulasten, sei

unbillig„

Der Widerspruch wurde durch Bescheid der Widerspruchsstelle des

Facharbeitsamts IV Berlin vom 140 März 1955 als unbegründet zu—
rdckgewiesen„

Mit Alege vor dem Sozialgericht Berlin beantragte die Klägerin,

unter Aufhebung der entgegenstehenden Verfügungen der Arbeits—

verwaltung die Beklagte zu verurteilen‚ ihr Alu für die Dauer

von 52 Jochen zu gewähren° Sie beantragte ferner‚ im Wege der

einstweiligen Anordnung nach 5 97 Abs„ 2 des Sozialgerichtsgee

setzes (SGG) anzuordnen‚ daß die Benlagte ihr ab 7° April 1955

Alu gewähreo

Das Sozialgeriont Berlin (18° Kammer) wies durch Beschluß vom

15„ April 1955 den Antrag, gemäß 9 97 Abs„ 2 SGG anzuordnen,

daß die Beklagte der älägerin Alu eb 7° April 1955 gewähre,

zurück° Die Voraussetzun5 einer ununterbrochenen versicherunge—

pflichtigen Bescnäftigung, an die e 99 Abs. 1 Satz 5 nVAVGdie
Verlängerung der Alu—Bezugsdauer knüpfe, liege nach dem objek-

tiven Sachverhalt bei der Klägerin nicht vor„ auf die Gründe,

denen zufolge die Klägerin erst an 15. Novenber 1951 ihre

neue dteilung angetreten habe‚ k0mne es nicht an°

Durch Urteil des dozial5erichts Berlin (19° Kammer) vom ll.Ju-

li 1955 wurde der Ala5e stattge5ebeno Die Bealagte wurde unter

AUfhübü■ä der Verfügung des Facharbeitsamts IV Berlin vom '

e„ Februar 1955 und des Jiderspruchsbescheid$der Niderspruchs-

stelle bei diesem Arbeitsant vom l4„ März 1955 verurteilt,

der Klägerin Alu auf die Dauer von 5 ä00hen zu gewähren° Die
Urteilsgründe verwiesen auf die Verwaltungsvorschriften der

„ 4 „'
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)

Beklagten, nach denen eine Unterbrechung von 7 Tagen nicht

schade, wenn die neue Arbeit ohne schuldhaftes Zögern angetre—
ten werden sei„ Die Klägerin hube aber im vorliegenuen Falle

uie angebotene arbeit nicht sofort annehmen können, weil ihr
nie Zuzugsgenehnigung fehlte° Diese habe sie sich unverzüglich

besorgt und danach auch ihre neue Beschäftigung ohne schuldhaf—

tes.zöäern uui'genon-nen9 so daß die tatsächliche Unterbrechung

nicht als solche angesehen werden könne„ '‚_;.j «,

Das Lendessoziuiäericht Berlin änderte mit Urteil vom ll.Januär
1956 auf die Beruiung der Beklagten das Urteil des Sozialge—

richte dahin ab, daß die Verfügung les Fecharbeitsamts IV Ber—

lin vom 45 Februar 1995 sowie äer AidersPruchsbeschcid der ■i—

uerSpruchssteile uieses Arbeitsants vom 14. März 1955 wieder—

hergestellt wurden“ In der Begründgng führte das Lundessozialge—

richt in wesentlichen aus: Der Senat vertrete in ständiger,

Rechtsprechung nie iuffassun5, daß jede Unterbrechung unabhängig

von ihrer Dauer die iinbeziehun5 iriherer versicherungspflichti—

ger Beschäftigungen in den „% 99 Abs„ 1 Satz 5 AVAVG ausschlie—

ße„ Das Gesetz unterscheiüe nicht znischen einer unverschulde—

ten und einer verschuldeten Unterbrechung„ Daher komme es nicht

'dareuf un, oh lie 51ä5erin die tat;ächlich eingetretene Unter—

brechung von l4 Taéen verschuldet Lebe oder nicht° Das versi—

cherungerechtliohe Risiko ier Unterbrechung des Beschäftigungs—

verhältnisses gene zu Lasten der „Ligerino Hierin liege auch

heine unbilli5e Härte; denn nie Klä;erin nice den Zuzug nach

Nest—Berlin nur deswegen erhalten, weil sie auf Grund verwandt-

scheftlicher Beziehun5en einen Arbeits„lat2 nachweisen könnte,

der als zuzugsbe5ründend anerkannt worden sei' die kenne des—

halb nich Beendigung dieser in aest—Berlin aufgenommenen Bee
scnäfti;ung keine bevorzugte Rechtsstellung in Anspruch nehmen‚

weil sie aus der sowjetischen Besatzungszone zugewanéert sei,

sondern stehe rechtlich Jedem Meet—Berliner Arbeitslosen

gleich“ Die Gesetzesvornchrift habe weder Billigkeitserwägun—

'gen zugelassen noch gestatte sie eine die Unterbrechung_vernei—

nende Auslegundo Der Dienstblntterluß des Präsiienten der Bun—
desanstelt für ArbeitsvermittlunQ und Arbeitslosenversicherung,

ner bei Unterbrechung bis zu 7 Tagen Nachsicht zulesse9 ent—
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spreche nicht der in @ 99.Abs. 1 Satz 5 SGG geschaffenen

Rechtslage„ Er stelle lediglich eine interne Empfehlung an

die nachgeordneten Arbeitsämter dar; hieraus könne jedoch die

Klägerin für sich Rechtsanspriche nicht herleiten°

Revision wurde zugelassen°

Die Klägerin legte ge5en das ihr am 19° Januar 1956 zugestell—

te Urteil mit Schriftsatz vom 9, Februar 1956, beim Bundesso-

Zielgericht eingegangen am 15„ Februar, Revision ein° Sie be—
antragte,

unter Abänaerun5 des angefochtenen Urteils die Verfügung

des Facharbeitsants IV Berlin vom 40 Februar 1955 sowie

den Wider5pruchsbescheid vom le, März 1955 aufzuheben und

die BeKlagte zu verurteilen, der Klägerin Arbeitslosen—

unterstützung ani die Dauer Von 58 Jochen zu gewähren°

Mit nntscheidung ohne mündliche Verhandlung im Revisionsver-

fahren erklärte sich die Klä5erin einverstanden„

Mit Schriftsatz vom 9. März 1956, eingegan5en oeim Bundessozial—

gerioht am 12° März, wurde die Revision dahingehend begründet,

daß zwar zwischen den einzelnen Beschäftigungsverhältniseen

eine Unterbrechung Von 14 Tagen gelegen habe, dieser Umstand

aber nicht zu einem Ausschluß der vorangegangenen versicherungs-

‚ilichti5en Beschäftigung führen dürfe, weil sich die Klägerin

dadurch eine Anwartschaft verdient habe, die ihr erhalten blei—

ben müsse° In ren Jahren ihres früheren Beschäfti5ungsverhält—

nisses habe sie laufend ihre Beitragspflicht gegenüber der Ver—

sicnerun5 erfüllt, ohne jemals Leistungen in Anspruch zu neh—

men, Im übrigen enthalte @ 99 Abs. 1 sitz 5 AVAVG lediglich

eine dtaffelung der Bezu332eiten nach Beschäftigungswochen,

lasse aber nicht erkennen, daß die Unterbrechung vor der Ar—
beitslosmeldung hätte liegen müssen° Eine einmal erdiente „n—
wartsohaft aus einer früheren Beschäftigung könne nach dem Nil—

len des Gesetzgebers nicht wegfallen‚ Schließlich habe die Be-

nlagte auch den Dienstblatterlaß ihres Präsidenten großzügi—

5er anwenden müssen, zumal die ■lägerin nachgewiesen habe, daß

sie das neue Beschäftigungsverhältnis ohne schuldhaftes Zögern

aufgenommen habe°
,
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Die Beklagte beantragte,

die Revision als unbegründet zurückzuweiseno

VorausSetzung für die erweiterte Bezugsdauer nach 5 99 Abso 1

Satz 5 AV„VG sei die ununterbrochere versicherungspilichtige

Beschäftigung während der vorgeschriebenen langfristigen Zeit—

spannen v o r der .«.rbeitslosmeldung° Zwischen dem Beschäfti—

gungsverhältnis der älägerin in der sowjetischen Besatzungszone
und ihrer versicherungspilichtigen Beschäftigung in Nest—Berlin

liege aber unbestreitbar eine Unterbrechung von vollen l4 Ta—

geng Allenfalls für die hriüllung der Anwartscnaft auf Alu

(3 35 AVAVG) und für deren Gewährung bis zu 26 Jochen (5}99

absc 1 Sätze 1 und 2 AV„VG) seien Beschäftigungszeiten in der

sow3etischen Besatzungszone in analoger Anwendung von Durchfüh—

rungsbestimmungen einzelner Länder oder in der Annahme einer

entstehenden gewohnheltsrechtlichen Übung bei der Praxis der

Arbeitsverwaltung in der Vergangenheit bisweilen berücksichtigt

werden° Die Vergünstigungen des 5atch j a.a.0. seien jedoch

nur denjenigen Beitragszahlern einzuräumen, die im Bundesge—

Diet oder in Jest—Berlin eine versicherungsyilichtige Beschäf—

tigung ausgedot und hier auch entsprechend lange die Beiträge

entrichtet hätten° Dieser Gedanke habe auch in der Novelle zu,
3 99 iViVG a.F° (Jetzt 3 87 its„ 2 n.F.) Niederschlag gefunden,

wenn dort bestimmt werde, daß nur versicherungs— und beitrage—

pflichtige Beschäftigung ”im Geltungsbereich dieses Gesetzes"

den Anspruch auf er■eiterte Bezugs2eiten für das arbeitslosen—

geld begründe° dus entsprechenden Erwäg ngen habe schließlich

auch der Dienstblatterlaß des Präsidenten der Bundesanstalt,

der Nachsicht bei Unterbrechungen bis zu 7 Tagen gestattete,

nicht zu Gunsten der Klägerin angewendet werden können, abge—

sehen davon, daß sei ihr immerhin 14 Tage Unterbrechung vorge—

legen hättenol

Die Klägerin vertritt dagegen die Auffassung, daß sich gerade

aus der Novelle zu 3 99 AVAVG, wonach die Bezugsdauer des Ar—”

beitslo5cngeldes für Beschäftigungen ”im Geltungsbereich dieses

Gesetzes" verlängert werde, ergebe, daß bis zum Zeitpunkt ihres

Inkraftt13tens eine Einschränkung nicht bestanden habeu

_ 7 -‘
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Schriftsätzlich haben Klägerin und Beklagte des weiteren noch

Ausführungen zur Rechtsfrage 5emacht und hierzu auch auf be—

reits ergangene Urteile des erkennenden Senats verwiesen°

Wegen der Binzelheiten des Vorbringensder Beteiligten wird auf

die Schriftsätze Bezug genommen. '

Auch die Beklagte hat sich’nit Entscheidung ohne mündliche Ver—
handlung einverstanden erklärtq

Die — Vom Landessozielgericht zugelassene — Revision ist statt—

haft° Sie ist auch in der gesetzlichen Form und Frist eingelegt

sowie begründet worden°

Bei einer zulässi5en Revision hat das Revisionsgericht zunächst

von Arts wegen zu prüien, ob bereits die Prozeßvoraussetzungen

fir das Berufungsverfahren vorgelegen haben (BSG° 2 S. 225)°

Die Berufung war in vorliegender Sache ;enäß % 145 SGG statt-
hait, weil der streitige Anspruch sich auf wiederkehrende Lei—

stungen für einen Zeitraum von mehr als 15 Jochen erstreckte.

Die Revision selbst konnte aber keinen Erfolg haben„

Streitig ist zwischen den Beteiligten die Auslegung des 8 99
AVAVG in der Fassung des % 1 des Gesetzes zur Änderung und Er-

gänzung von Vorschriften auf dem Gebiet der Arbeitslosenversi—

cherung und der Arbeitslosenfdrsorge vom 24„ August 1955 (BGBl.

I 5„ 1022)° Durch das Berliner Übernahmegesétz vom 16. Oktober

1955 (GVB1° S. 1285) ist diese Vorschrift als auf das Land
Berlin anwendbar erklärt worden° Sie ist mithin revisibles

Recht (% 162 Abs° 2 GGG)O

Da das Lindessozialgericnt die angaben ner Klä5erin hinsicht—

lich ihrer Beschäitigungszeiten dem Tatbestand des angefoch-

tenen Urteils zugrunde gelegt hat, ist daran auch das Bundes-

sozialéericht gebunden (@ 165 5éG)° '

Nach 3 99 Abs. 1 öut2 5 nVAVG (a.F.) erhöht sich bei Arbeits—
losen, die : wie die nlägerin — Rente uus den Rentenversiche—

rungen wegen des Alters oder wegen Invelidität oder Berufsun—

_ 8 _
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fähigkeit nieht beziehen, die Unterstützunésdauer (Bezugsdauer_
der Alu) über 86 Wochen hinaus gestaffelt bis elf hüchstens

52 Wochen, wenn sie vor der Arbeitslosmeldung ununterbrochen

mindestens 104 bis 250 Jochen versicherungspflichtig beschäf—.

t15t gewesen sind° Gemäß @ 9 des Änderungsresetzes ist diese
Vorschrift auch anzuwenden, wenn im Zeitpunkt seines Inkraft—

tretens (l‚8„l955) Anspruch auf Alu aus einer vor iem Inkraft—

treten erworbenen An artschuit besteht. Einen derertiqen An—

spruch der Klägerin hat das Facharbeitsant IV Berlin in Höhe

von 52 Jochen anerkannt und für diesen Zeitraum Alu gezahltcl

Darüber hinaus aber ist für die Anwendung des 3 99 Abs° l
Sut2 j nVAVG kein Raum, weil dessen Voraussetzungen entgegen

uer „uffessung der &lägerin nicht erfüllt sind°

Das Bundessoziulgerlcnt hat srch bereits in mehreren Entschei—

dungen mit der Auslegung dieser Vorschriit befaßt„ In seinem

Urteil vom 50„ august 1955 (BSG„ l d„ 126) hat der erkennende

denat u„u„ festgestellt, daß eine ununterbrochene versicherunge—

gflichtige Beschäftigung nach 3 39 Abs. 1 Satz 3 AVAVGnur vor—
liegt, falls die Beschäftigun„cn grundsätzlich kalendermäßig

aneinander anschließen° Unschädiich ist dabei Jedenfalls ein
dazwischenliegénder Sonntu;, 4esetzlicher Feiertu5 oder be—

triebeüblich erteitsireier Sonnabend (Samstag)° Daß der Arbeite
nehmer eine Lücke zwischen den Beschäftigungen nicht verschul—

det hat, hiniert die Unterbrechung in aller.Regel nicht„ Im

Urteil vom 29„ Januar l957 (vgl‚ BSG. 4 S. 257) hat der Senat
entschieden‚ daß auch unverschuldete Krankheit zwischen zwei

versicherungspilichti5en Beschäftigungsverhältnissen eine Un—

.terbrechung ist° In seinem Urteil vom l9„ Juli l957 (vgl. SOZR„

zu AVnVG % 99 Bl„ la 2 Nr. 6) hat der Senat ferner festgestellt,
duß ein außergemöhnlicher Härtefall, der gegebenenfalls trotz

Unterbrechung der VerSiCherun35pflichti5en Beschäftigung zu
einer Erhöhung der Bezugsdauer nach 5 99 Abs. 1 Satz 5 AVAVG
führen könnte, regelmäßig nicht anzunehmen ist, wenn der Ar—

beitslose nur versicherungspilichtige Beschäftigungen in der

.sowjetischen Zone nachweisen kann und nach Nest—Berlin auf
Grund ordnungsnäßig erteilter Zuzugsgcnohnigung übergesiedelt

ist„ '
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Die Auffassung der Klägerin, daß der gesetzlichen Vorschrift

auch genügt sei, wenn vor der Arbeitslosmeldung schlechthin

eine über 104 Wochen hinausgehende ununterbrochene Beschäfti—

gung vorliege, findet im Gesetzeswortlaut keine Stütze, Die—

ser enthält vielmehr die Voraussetzung und Bedingung, daß die

ununterbrochene Beschäftigung v o r der Arbeitslosmeldung

liegt° bin Beschäftigungsverhältnis‚ das früher einmal abge—

leistet wurde, ist also insoweit nicht berücksichtigungsfä—'

big und verwertbur„ Ein solches kann dagegen beachtlich sein,

soweit es sich um die Erfüllung der Anwartschaft handelt°

_Wenn der Gesetzestext lautet: "Bei srbeltslusen . . . ‚ be—

trägt nach ununterbrochener Versicherundspflichtiger Beschäf—

tigung von O „ „ „ Hochen vor der Arbeitslosmeldung die Un—

terstützungsdeuer „ . o „ ", so iut kein Zweifel gerechtfer—

tigt, laß es sich tutsäcnlicn nur um lie der Arbeitslosmel—

lun5 vorausgegungene letzte vereicherungspilichtige Beschäf—

ti5ung handeln Kann„ Die Ausdrucksweise des Gesetzes ist in—

soweit klar und keiner Auslegung bedürftig„

Das Beschäftigungsverhältnis der Klägerin in uer sowjeti»

schen Besatzungszone, das — für sich berechnet —ihren Anga—

ben nach ohne Unterbrechung verlaufen ist und 10% Jochen

überschritten hut, ist mit dem öl‚ Oktober 1951 abgeschlos—

sen gewesen° bus neue Beschäftigungsverhältnis in ■est—Berlin

begann am 15° November 1951, Dazwischen liegen 14 Tage ohne

Beschäftigun„snachweis„ Daß hierbei objektiv eine Unterbre—

chung besteht, Kann nicht zweifelhsft sein„ Demzufolge ist
idr lie Bemessun5 der Unterstützungsdauer von der Arbeits—
verwaltung ohne Rechtsirrtum allein Jene Zeit ununterbro—

chener versicherungsPilichtiger Beschäftiqung zugrunde ge-

legt worien, lie_unnittelbar vor der Arbeitslosmeldung der
Klägerin lag°

Die Voraussetzun5en für uie Gewährung der Alu auf 52 Wochen

sind nicht erfüllt‚ weil zwischen den beiden Beschäftigungen
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VIII

‚_ 10 „

-der Klägerin tatsächlich eine vierzehntägige Unterbrechung ge—

legen hat„

“Ein Géwohnheitsrecht, daß bei nrbeitnehmern vorgängige Be—
schäftigungsverhältnisse in der Sowjetzone, bei denen dort Beie

träge zur Versicherung-entrichtet worden waren, für den erwei—
'terten Alu—Anspruch im Geltungsbereich des AVAVG allgemein

berücksichtigt und angerechnet werden, hat sich nicht gebil—

det, wie der Senat bereits in seinem Urteil vom 500 Oktober

1956 (vgl° SozR. zu AVAVG % 95 Bl„ Ba # Nr° 2) ausgeführt

hat„

Auf den Dienstblatterlaß des Präsidenten der beklagten Bundes—
anstalt 53/54„4 vom 20. Januar 1954 braucht in diesem Zusammenm

"hang nicht näher eingegangen zu werden, weil er lediglich eine

iinnerdienstliche Empfehlung an die nachgeordneten Dienststel—

_len darstellt und weder objektiv verbindliche Rechtsnormen

mit Außenwirkung schaffen noch subjektiv Rechtsansprüche Drit—

ter eröffnen kann° hbensowenig war näher zu erörtcrn9 ob ein

anspruch der Klägerin auf die weitere Bezugsdauer dann ent—

'standen wäre, wenn sie als Vertriebene oder als Sowjetzonen-

flächtling in den Geltungsbereich des AVAVG gelangt wäre° Der

Senat hat zu dieser Rechtslage in seinen beiden Urteilen vom

50„ Oktober 1956 (vgl„ soza. zu AVAVG% 95 Bl„ Ba 2 Nrn„ 1
und 2) im einzelnen Stellung genommen° Die Klägerin fällt aber

nicht unter den Personenkreis des Gesetzes über Angelegenhei-

'ten der Vertriebenen und Flüchtlinge vom 190 Mai 1955 (BGBI„ I

S„ 201); sie ist nach Erteilung der vorgeschriebenen Zuzugs-

genehmigung ordnungsgemäß nach West—Berlin übergesiedelt°

Jedoch war abschließend noch zu prüfen‚ ob in vorliegender

dache etwa eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß Nichtverschul-

den die Unterbrechung von Beschäftigungen nicht hindert, ge—
boten ist. Der denat hat in seinem Urteil vom 50. August 1955

(BSG° 1 S. 126 ff„ 1l327) gewisse Ausnahmen nicht für völlig

auSgeschlossen erachtet„ indessen zugleich deutlich gemacht,

daß es sich dabei nur um Fälle handeln kann, die so geartet
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IX

‚__ll...

sind5 daß bei wörtlicher auslegung der dinn des % 99 Abs° 1
Satz 5 AVAVG in sein Gegenteil verkehrt wird und die Annahme

einer Unterbrechung zu einer a u B e r gewöhnlichen Härte

führte

In vorliegenden Falle eine aber die Voraussetzungen für eine

derartige Ausnahme nicht gegeben° Nach dem vom erkennenden

Senat im Urteil vom 19° Juli 1957 aufgestellten Grundsatz

ist.ein "außergewöhnlicher" Härtefall nicht anzunehmen, wenn

der Arbeit5103e — wie die Klägerin in ihren Beschäftungsab—l

schnitt vor der Unterbrechung — die Beschäftigungen allein

in der SowJetzone abgeleistet und für diese Zeit Beiträge nur

zur öozialversicherundsnasse in der Sowjetzone nach 3 21 der

Verordnung über die Sozialpilichtversicherung vom 28„ Januar

1947 (Arbeits— und Suzialfürsorge 1947 S„ 92) gezahlt hat°

Die Regelung_de5 @ 99 abe° 1 Satz 5 AVAVG hatte nämlich ge-

rade uen dinn„ diejeni5en zu belohnen, die langfristig Beie

träge zu ihrer Versicherungsgemeinschait dezahlt haben (vglo

BSG° l 50 ljö)„ Überdies rar zu beachten, daß die Alä5erin

aus dem alten Beschäftigun5sverhältnis in einem Familienbe—'

trieb in der dow5etzone zur neuen Beschäftigung in einen Fa—

milienbetrieb nach äest—Beriin hinüber5enechselt war„ Da der

arbeitgeber in beiden Fällen zu ithf nächsten Verwandtschaft

gehörte‚ befand nie sich im Vergleich zu anderen nfD€it■éh*

mern in einer verhältnismäßig günsti5en Lage° Besondere Um—

stände oder 6ehwierigkeiten, nie über das Maß dessen hinaus—

reichen‚ was 1951 jedem Deutschen bei solchem Zonenwechsel

auferle5t war, hat die Alä5erin nicht dargetan; sie sind

auch sonst nicht erweislicha Denzufol„e ist ein außergewöhn—
licher Härtefall hier nicht anzuerkennen°

Nach alledem entbehrt der Anspruch der Klägerin auf Zahlung

der Alu auf die Dauer von 52 Wochen der Rechtsgrundlage zur

Zeit der Geltung des % 99 AVAVG a„F„; auf die Novelle hier-

zu (Jetzt 3 87 n„Fo} und auf etwaige Folgerungen daraus

brauchte nicht eingegan;en zu werden“) da das AVAVG in der

Fassung vom ja April 1957 (BGBl„ I so 522) für den vorlie-
genden Fall nicht anwendbar ist;
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- 12 _

Das Urteil des Landessozialgericht3 Berlin entspricht der

Rechtslage während der Geltung des 9 99 Abs„ 1 Satz 5 AVAVG
(a„F°)„

Die Revision mußte daher zurückgewiesen werden (5 170 Abs° 1
Satz 1 SGG)O

Im erklärten Einverständnis beider Beteiligten ergeht dieses

Urteil ohne mündliche Verhandlung (@ 124 Abs‚ 2 SGG)°

Die Entscheidungüber die Kosten beruht auf 5 195 see, die
über die Gebühr für die Berufstätigkeit des Prozeßbevollmäch—

tigten folgt aus % 196 SGG„
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